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Kap-Haltestelle: Das lange Warten
Reinach. Die Beratungsstelle für Unfallverhütung hat ein Gutachten erarbeitet

andreas hirsbrunner

Nachdem Baudirektor Jörg 
Krähenbühl im März in den 
Ausstand getreten war, hat 
seine Stellvertreterin Sabine 
Pegoraro ein Gutachten in 
Auftrag gegeben. Der Inhalt 
wird noch unter Verschluss 
gehalten, doch deutet alles 
auf einen Kompromiss.

Nach dem Sturm die Ruhe: 
In den Wintermonaten flogen 
rund um die geplante Kap-
Tramhaltestelle in Reinach die 
verbalen Fetzen zwischen den 
Gemeindebehörden und Bau-
direktor Jörg Krähenbühl. Im 
März folgte dann Krähenbühls 
spätes Einsehen, und er trat 
wegen persönlicher Betroffen-
heit in den Ausstand. Sicher-
heitsdirektorin Sabine Pegora-
ro übernahm als Krähenbühls 
Stellvertreterin das Geschäft, 
und das Thema fiel aus den öf-
fentlichen Traktanden. 

Zusatzfragen. Hinter den 
Kulissen ging das Suchen nach 
einer Lösung allerdings weiter: 
Im Mai erfolgte ein Augen-
schein diverser Kreise von der 
Bau- über die Sicherheitsdirek-
tion, die BLT, die Reinacher 
Gemeindebehörde bis hin zur 
Beratungsstelle für Unfallver-
hütung (BfU). Letztere arbeite-
te mit dem Einverständnis aller 
Involvierten darauf ein Gut-
achten aus und schickte dieses 
im Juli zur Stellungnahme. Da-
bei hätten alle Kreise, die beim 
Augenschein dabei waren, die 
Möglichkeit gehabt, Zusatzfra-
gen zu stellen, schildert Ste-
phan Mathis, Generalsekretär 
der Sicherheitsdirektion, das 
Prozedere. 

Offenbar ist davon auch in-
tensiv Gebrauch gemacht wor-
den, und die BfU ist nun daran, 
eine konkrete Empfehlung aus-
zuarbeiten. Das daure etwa 
noch zwei Wochen, sagt Ma-
this und fügt bei: «Die Aufgabe 
ist sehr anspruchsvoll für die 

BfU. Denn ideal wäre eine Lö-
sung, die alle unterstützen 
können.» Ob das gelinge, sei 
aber noch offen. 

DAs gesicht wahren. Was in 
der ersten Fassung des Gutach-
tens steht, wollen weder Ste-
phan Mathis noch Reinachs 
Gemeindepräsident Urs Hin-
termann noch die BfU sagen. 
Doch ist zwischen den Zeilen 
herauszuhören, in welche 
Richtung es gehen soll: eine 
Lösung, bei der möglichst kei-
ner der Beteiligten das Gesicht 
verliert. Liegt das definitive 
Gutachten vor, will die Sicher-
heitsdirektion einen Antrag an 
den Regierungsrat stellen. Die-
ser entscheidet dann – wahr-
scheinlich ohne Krähenbühl –, 
ob Reinach seine Kap-Halte-
stelle wie geplant, modifiziert 
oder gar nicht bauen kann. 
Mathis rechnet mit einem Ent-

scheid noch vor den Herbst
ferien. 

In Reinach ist die Planung 
derweilen eingestellt. Die Ab
sicht, die ambitionierte Neuge-
staltung der Hauptstrasse von 
der Bruggstrassen-Kreuzung 
bis zum Coop-Center mit er-
neuerten Tramgeleisen, 
schmaleren Fahrbahnen, brei-
teren Trottoirs und einer an die 
Geleise gezogenen Tramhalte-
stelle Reinach Dorf in einem 
Guss zu vollziehen, musste die 
Gemeindebehörde bereits im 
Februar begraben. 

gestoppter ritt. Damals 
wurde klar, dass Krähenbühl 
seinen Husarenritt gegen die 
geplante Kap-Haltestelle vor 
seiner privaten Liegenschaft 
trotz gegenteiliger Empfehlung 
einer von ihm selbst eingesetz-
ten Arbeitsgruppe weiterfüh-
ren wollte. Bis er dann eben im 

März doch noch seinen Ritt 
stoppte und vom Ross stieg. 

Unabhängig, wie die Basel-
bieter Regierung nun entschei-
det, hat der Planungsstopp für 
Reinach eine unangenehme 
Folge: Die Hauptstrasse muss 
zweimal aufgerissen werden. 
Die BLT führen die als drin-
gend eingestufte Geleisesanie-
rung im nächsten Sommer 
durch. Je nach Regierungsent-

scheid und Planungsverlauf 
wird laut Urs Hintermann der 
Rest des Vorhabens 2010 oder 
2011 umgesetzt. Wobei das 
Projekt als Folge des Kap-Hal-
testelle-Theaters inzwischen in 
Reinach zu einem derartigen 
Politikum geworden ist, dass 
schon die Hürde Einwohnerrat 
zu einem Stolperstein werden 
könnte. Es drohen also wieder 
stürmische Zeiten.

Zusteigen im Zentrum. An der Haltestelle Reinach Dorf muss heute von der Strasse ins Tram eingestiegen werden.  Foto Mischa Christen

nachrichten

Südumfahrung: Protest 
der Befürworter
Allschwil. Empört reagiert das 
Komitee «Pro Südumfahrung» auf 
den Beschluss der landrätlichen 
Bau- und Planungskommission, die 
Südumfahrung aus dem kantonalen 
Richtplan zu streichen. Die jetzt ein-
geschlagene Politik, eine Vorlage in 
geeigneter Form innert fünf Jahren 
zu unterbreiten, müsse als kantona-
le Kapitulationserklärung an jene 
Kreise qualifiziert werden, deren 
stures Nein zur Südumfahrung 
jedes zukunftsgerichtete Denken 
vermissen lasse. Die FDP Allschwil 
reagiert ebenfalls empört und 
schreibt von einer Hiobsbotschaft. 
Für Allschwil heisse das, nochmals 
zehn Jahre oder länger auf eine 
Alternative warten zu müssen.

Während des Kochens 
eingeschlafen
Birsfelden. Am Sonntagabend 
drang starker Rauch aus einer Woh-
nung an der Gempenstrasse. Der 
Feuerwehr gelang es, den schlafen-
den Mieter durch heftiges Klopfen 
an die Tür aufzuwecken. Die Ursa-
che war schnell gefunden. Der alko-
holisierte Wohnungsmieter erhitzte 
auf dem Gasherd eine Pfanne mit 
Teigwaren und schlief danach im 
Wohnzimmer ein.

glückwunsch

Diamantene Hochzeit
ALLSCHWIL. Heute Dienstag feiern 
Marguerite und Adolf Suter-Jacot an 
der Carmenstrasse 20 das Fest der dia-
mantenen Hochzeit. Die Basler Zeitung 
gratuliert den langjährigen Abonnenten 
recht herzlich und wünscht ihnen für die 
Zukunft alles erdenklich Gute.

90. Geburtstag
THERWIL. Bereits am Samstag feierte 
Frau Suzanne Burkhardt-Datry, wohn-
haft an der Birsmattstrasse 30, ihren  
90. Geburtstag. Die Basler Zeitung gratu-
liert ganz herzlich und wünscht ihr weiter-
hin beste Gesundheit und alles Gute.
gratulationen@baz.ch

Auch Allschwil wartet noch  
auf einen Entscheid aus Liestal
Baslerstrasse. In Allschwil ist die Situation ähnlich wie 
in Reinach, der Fahrplan allerdings nicht so eng: Die BVB 
müssen die Geleise an der Baslerstrasse erneuern, Kanton 
und Gemeinde wollen möglichst im gleichen Zug die Stras
se umgestalten; provisorischer Baubeginn ist 2011. Weil 
dabei ein Mix von Insel- und Kap-Haltestellen vorgesehen 
ist, tangiert der Entscheid in Reinach auch Allschwil. Priori-
tät hat für die Gemeinde aber der Kreisel am Grabenring, 
der nächsten Sommer vorgezogen gebaut werden soll. hi

hervorgehoben: patricia kaiser

«Man muss etwas verändern können»
Binningen. Die 19-Jährige nimmt heute an der Jugendsession teil

Alexandra Burnell

Mit zwei Tassen Kaffee erscheint Patricia 
Kaiser auf ihrer Veranda. Selbstbewusst 
und mit gewinnendem Lächeln nimmt sie 
Platz. Sie ist noch keine 20 Jahre alt. Aber 
die 19-Jährige ist eine Frau, die weiss, was 
sie will. «Ich möchte in Genf den Master in 
‹Internationalen Beziehungen› machen und 
später im Diplomatischen Dienst arbeiten.» 
Ihr Traum sei es,  ir-
gendwann für die 
UNO arbeiten 
zu können. 
Der Schritt 
bis dahin sei 
aber noch 

weit. Das ist sich die angehende Jus-Stu-
dentin bewusst.

Einstieg bei Den Jusos. Obwohl ihre 
Eltern nie in einer politischen Partei gewe-
sen seien, sei für sie Politik immer ein 
Thema gewesen. «Schon als Kind habe ich 
mich für das Weltgeschehen interessiert», 
erzählt Kaiser, die mit ihrer Mutter in 
Binningen wohnt. «Ich habe oft die Fern-
sehnachrichten geschaut und mir gedacht: 
Man muss doch etwas verändern können.» 
Vor etwa fünf Jahren habe sie an der Eidge-
nössischen Jugendsession in Bern teilge-
nommen und sei begeistert gewesen. «Da
raufhin trat ich den Jungsozialisten (Juso) 
Baselland bei, der Jungpartei der SP.»
Das war der erste Schritt in ihrer politi-
schen Laufbahn. Seither setzt sie sich für 
bildungspolitische Bereiche ein und ver-
sucht erneuerbare Energien zu fördern. 

2007 kandidierte die ambitionierte Basel-
bieterin für die SP im Wahlkreis Binningen 

für den Landrat. Sie sei die jüngste Kandi-
datin im ganzen Wahlkampf gewesen. «Ich 
wurde zwei Tage vor dem Wahltermin 18», 

sagt Kaiser.

Für Anfänger. Da die Gesellschaft 
immer älter werde, müssten die Ju-
gendlichen mehr für ihre Interessen 
einstehen, begründet Kaiser ihr Enga-
gement. Schlagzeilen wie organisier-
te Massenbesäufnisse würden den 
Jungen aber schaden. «Ich will be-

weisen, dass es auch ernst zu nehmende 
junge Leute gibt.» Je mehr Junge sich für 
die Politik interessierten, desto mehr könne 
man bewegen, ist sie überzeugt. 
Seit Februar ist Patricia Kaiser deshalb Mit-
glied im Baselbieter Jugendrat, wo sie und 
acht Ratskolleginnen und -kollegen im Auf-
trag des Regierungsrats versuchen, jungen 
Baselbietern Politik schmackhaft zu ma-
chen und ihre Interessen gegenüber dem 
Regierungsrat zu vertreten. «Ich finde es 
spannend zu hören, welche Vorstellungen 
die Jugendlichen von Politik haben», sagt 
Patricia Kaiser.
Heute, am 26. August, veranstaltet das 
Jugendforum etwa ein Forum für 14- bis 
20-Jährige zum Thema Sport und Integra-
tion. «Die Teilnehmer sollen zuerst einen 
kurzen Überblick über Politik erhalten und 
sich dann mit Sportlern und Politikern un-
terhalten können», erzählt Patricia Kaiser. 

Nicht in die Schublade. Auf der Gäste
liste stehen unter anderem Hanni Huggel, 
Esther Maag und Erich Straumann. Ziel des 
Forums wird sein, dass die Teilnehmer ihre 
Bedürfnisse im Bereich Sport diskutieren 
und anschliessend einen Appell verfassen, 
der der Presse vorgestellt und dem Regie-
rungsrat übergeben wird. Ob sich die 
Jugend mit ihren Forderungen Gehör 
verschaffen werde, wisse sie aber nicht, 
sagt Patricia Kaiser. «Ich hoffe aber, dass 
die Briefe nicht bloss in der Schublade des 
Regierungsrats verschwinden.»

Die Jugendsession findet heute Dienstag von  
8.30 bis 17 Uhr im Landratssaal in Liestal statt.

Grosser Streit um kleinen Weg
Pfeffingen. Anwohner wehren sich gegen Verbreiterung

christian fink

Der Gemeinderat will den Grenz-
weg verbreitern, die Gemeinde-
versammlung stimmt zu – aus-
gestanden ist die Sache aber 
noch nicht.

An der Gemeindeversamm-
lung vom letzten November wurde 
ein Kredit von 260 000 Franken für 
die Verbreiterung des Grenzwe-
ges samt neuer Kanalisations
leitungen gutgeheissen. In der 
Begründung des Traktandums 
wurde festgehalten, dass die Par-
zelle Nummer 56 zwischen dem 
Alten Kirchweg und dem Byfang-
weg «in absehbarer Zeit überbaut 
wird».

Als die Besitzerin der Parzelle 
56 dies las, staunte sie nicht 
schlecht. Es würden keine Über-
bauungspläne existieren, sagt sie 
gegenüber der baz. In einem Brief 
an Gemeindepräsidentin Maya 
Greuter bat sie, «die Gemeinde-
versammlung über den wahren 
Sachverhalt aufzuklären». Sie 
habe als Antwort nur einen Ver-
weis auf die bevorstehende Ge-
meindeversammlung erhalten.

An der Versammlung bean-
tragte die Besitzerin, das Geschäft 
von der Traktandenliste zu strei-
chen. Der zuständige Gemeinde-
rat Martin Kiefer bekannte, dass 
es sich bei der für die Verbreite-
rung des Grenzweges abgegebe-
nen Begründung um eine irrtüm-
liche Annahme gehandelt habe. 
Eine Strassenverbreiterung sei 
aber trotzdem notwendig, hielt 
der Gemeinderat fest. Die Stra-
ssenverbreiterung wurde in der 
Folge durchgewunken.

Damit aber war das Thema 
Grenzweg nicht vom Tisch. An der 
darauffolgenden Gemeindever-
sammlung wurden Tempo-30-Zo-
nen abgelehnt. Ausser auf der 
Hauptstrasse, so das Ergebnis ei-
ner Studie, würde durchschnitt-
lich sowieso schon mit 30 Stun-
denkilometern oder gar weniger 
gefahren. Dies gelte auch für kaum 
befahrene Strässchen wie den 
Grenzweg. 

Mit der Ablehnung von Tempo 
30 sei die Verkehrssicherheit in 
Pfeffingen noch nicht ausdisku-
tiert, schrieben daraufhin Grenz-
weg-Anwohner Mitte Mai in ei-
nem Brief an die Gemeindepräsi-
dentin. Mit der Verbreiterung des 
Grenzweges, so befürchten sie, 
werde schneller gefahren. Der 
Gemeinderat verwies in seinem 
Antwortschreiben auf den Ent-
scheid der Gemeindeversamm-
lung, den Grenzweg zu verbrei-
tern. Eine breitere Strasse liege 
zudem sehr im Interesse der Ver-
kehrssicherheit. 

verkehrssicherheit. In der 
Zwischenzeit wurde ein Ingeni-
eurbüro damit beauftragt, die 
Verkehrssicherheit in Pfeffingen 
zu überprüfen. Für Maya Greuter 
ist klar, dass der November-Be-
schluss der Gemeindeversamm-
lung in Sachen Grenzweg gilt. Es 
könne aber sein, dass die Ingeni-
eure zur Erkenntnis gelangen, 
dass mehr Verkehrssicherheit mit 
einem schmäleren Grenzweg ge-
währt sei. Dann müsste die Sache 
neu aufgerollt werden.

Jungpolitikerin. Patricia Kaiser  
möchte zur UNO.  Foto Matthias Wäckerlin
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